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Geschäftsbereich des Bundesministeriums für 
Wirtschaft und Energie 

1. Abgeordnete 
Agnieszka Brugger 
(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 

Welche Kenntnisse hat die Bundesregierung über
den Stand der Produktion der Patrouillenboote
für Saudi-Arabien durch die Friedrich Lürssen
Werft GmbH & Co. KG (Peene-Werft in Wol-
gast), und erwägt sie, die Genehmigung ange-
sichts der aktuellen Entwicklungen (Verschlech-
terung der Beziehungen zwischen Saudi-Arabien 
und Iran sowie Massenexekutionen in Saudi-
Arabien im Januar 2016) zu widerrufen? 

Antwort des Staatssekretärs Matthias Machnig 
vom 18. Januar 2016 

Nach Kenntnis der Bundesregierung hat die Produktion der Patrouillen-
boote begonnen. Die Bundesregierung wird die weiteren Entwicklungen 
in Saudi-Arabien genau verfolgen und wie bisher im Rahmen ihrer  
Genehmigungspraxis berücksichtigen. 

 

2. Abgeordnete 
Agnieszka Brugger 
(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 

Wird die Bundesregierung vor dem Hintergrund
der Äußerung des Bundesministers für Wirtschaft
und Energie, Sigmar Gabriel (vgl. Rede zu den
Grundsätzen deutscher Rüstungsexportpolitik,
8. Oktober 2014, Deutsche Gesellschaft für Aus-
wärtige Politik) die Rüstungsexporte nach Saudi-
Arabien aussetzen, bzw. beenden (ähnlich wie im
Falle Russlands im März 2014, vgl. tagesschau.de
vom 4. August 2014 12:58 Uhr), und wenn dies 
noch nicht entschieden sein sollte, und in wel-
chem Rahmen will die Bundesregierung hierzu
eine endgültige Entscheidung treffen (bitte unter
Angabe des Datums)? 

Antwort des Staatssekretärs Matthias Machnig 
vom 18. Januar 2016 

Die Bundesregierung verfolgt eine restriktive Rüstungsexportpolitik. 
Entscheidungen werden jeweils im Einzelfall getroffen. Dabei werden 
alle Aspekte des jeweiligen Falls berücksichtigt, gewichtet und abgewo-
gen. Grundlage sind u. a. die Politischen Grundsätze der Bundesregie-
rung aus 2000 und der Gemeinsame Standpunkt der EU aus 2008. Der 
Beachtung der Menschenrechte wird bei Rüstungsexportentscheidungen 
ein besonderes Gewicht beigemessen. Auch hat die Bundesregierung in 
besonders sensiblen Bereichen wie bei den Kleinwaffen die Grundsätze 
jüngst verschärft und auch die Regelungen über die Post-Shipment-Kon-
trolle erweitert. Zusammen genommen bilden sie die strengsten Regeln 
für Rüstungsexporte, die es in der Bundesregierung je gab. 


